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In Sachen
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Klägers und Revisionsklä@ers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 12„ Senat des Bundessozialgerichts am 20. Februar 1963

unter Mitwirkung des '

Senatspräsidenten R a a e k
als Vorsitzenden,

des Bundesrichters Dr° D a p p r i e h

und des Bundesrichters S c h m i d t h a l s

beschlosseni

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts für das Saarland vom 3. September 1962 wird als
unzulässig verworfen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„'
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Die Revision ist zwar form— und fristgerecht eingelegt und

begründet worden, sie ist jedoch nach 5 160 i„V„m° @ 162

Abs° 1 des Sozialgerichtsgesetzos (SGG) nicht statthaft°

Da das Berufung5gericht die Revision nicht nach 5 162

Abs„ 1 Nr° 1 SGG zugelassen hat und die Voraussetzungen

der Nr° } dieser Vorschrift schon der Suche'nach nicht■

vorliegen_könhen, wäre sie nur statthaft, wenn die vom

Kläger erhobenen Verfahrensrügen durchgreifen würden

(@ 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG)„ Das ist jedoch nicht der Fall°

Es ist riehtig„daß der Beweisbeschluß vom 13„ Juni 1961,

in welchem die Erstattung eines Gutachtens von dem Leiter
der Medizinischen Universitätsklinik Heidelberg angeord—

net worden ist, nicht durchgeführt werden ist, und zwar_

deshalb nicht, weil der Sachverständige sich wegen Arbeits—

uberlastung für außerstande erklärt hat, das Gutachten inner—

halb angemessener Zeit zu erstatteno Das Berufungsgericht hat}

dann aber durch Beueisbeschluß vom 29„ Januar 1962 die Ein—

holung eines Gutachtens vom Chefarzt der Inneren Abteilung

des St„ Josefs—Krankenhauses in Neunkirchen angeordnet° Die-

ses Gutachten ist auch erstattet werden, und zwar auf Grund.

stationärer Beobachtung° Unzutreffend ist es also
, wenn

der Kläger meint, daß an Stelle des in dem ersteren Beweis—

beschluß vorgesehenen Gutachtens lediglich ein Ergänzunge-

gutachten von Professor Dr° von B:ra: eingeholt werden sEi°

Es bestehen aber im übrigen keine Bedenken, daß das Be-

rufungsgericht den ersten durch den zweiten Beweisbeschluß
ersetzt hat„ Wenn dies auch nicht ausdrücklich geschehen
ist, so muß dies doch aus dem Zusammenhang geschlossen

werden; denn keinesfalls sollten zwei klinische Gutachten

eingeholt werden° Zu der Aufhebung des ersten Beschlusses

war das Berufungsgericht auch befugt„ Denn ein Gericht /
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kannseinen Beweisbesehluß jedenfalls auf Grund mündlicher Ver-=
handlung,wio hier geschehen, jederzeit von Amts wegen auch
stillschweigend aufheben (Rosenberg, Lehrbuch des deutschen
Zivilprozeßrechts, 8° Aufl., 5 115 Anm° II 2 b, Baumbach, Zivil—

prozeßordnung, 26° Auflo, Anm. 1 B zu 5 360). $ 560 der Zivil—
prozeßordnung steht dem nicht entgegen° Danach war nur noch der

Beweisbeschluß vom 290 Januar 1962 wirksam und dieser ist, wie
der Kläger auch nicht bezweifelt, durchgeführt werden°

Der Kläger verkennt bei seiner weiteren Rüge, das.Berufungs-

gericht habe keine Erm■ztlungenangestellt, ob er sich von
seinem ursprünglichen Beruf freiwillig oder unfreiwillig ge-
löst habe, daß das Bundessozialgerieht (BSG) bei der Prüfung,

ob das Verfahren des Berufungsgerichts fehlerhaft ist, von der-
materiellen Rechtsauffa55ung des Berufungsgerichts auch dann
auszugehen hat, wenn es diese nicht für zutreffend hält (SozR

see @ 105 Da 2 Nr° 7). Insbesondere ist s 103 SGG nur dann ver—
letzt, wenn das Berufungsgericht von seiner materiellen Rechts-

auffassung ausgehend Ermittlungen hätte anstellen-müssen° Das

Berufungsgericht ist materiell—rechtlich davon ausgegangen, daß

es für die Frage, welches der Hauptberuf eines Versicherten ist,

der im Laufe seines Berufslebens den Beruf gewechselt hat, darm

auf ankommt, ob er sich von seinem früheren Beruf endgültig ge-

löst hat. Es war dagegen nicht der Rechtsauffassung, daß es zu—

„ sätzlich auf den Unterschied ankomme, ob der Versicherte sich

freiwillig oder unfreiwillig von seinem Beruf gelöst hat° Bin—

mal stellt es hierauf in seinem Urteil nicht ab und zum anderen

kann es diese Ansicht auch nicht stillschweigend gehabt haben°

Denn es ist nicht anzunehmen, daß ein Gericht, falls es diese

Ansicht gehabt hätte, gleichzeitig die danach erforderlichen_

Ermittlungen unterlassen hätte° Aus dem Unterlassen dieser Er—

mittlungen muß vielmehr umgekehrt geschlossen werden, daß das

Gericht es allein für ausschlaggebend gehalten hat, Ob der

Kläger sich endgültig von seinem früheren Beruf gelöst hat°

Wenn sich aber einem Gericht die Frage, ob eine Voraussetzung

gesetzlich Vorgeschrieben ist, überhaupt nicht gestellt hat,

..)J,-
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so kann allenfalls eine materiell—rechtlich unriphtige Ent—

scheidung, nicht aber eine Verletzung der AmtsermittlungS—

pflicht vorliegen„ Daher kann entgegen der Ansicht des Klä-

gers in dem Umstand, daß das Berufungsgericht es im vor—
liegenden Fall unterlassen hat, aufzuklären, ob der Kläger

sich von seinem Elektrikerberuf freiwillig oder unfreiwillig

gelöst hat, nicht eine Verletzung der Amt56rmittlung3pflicht

erblickt werden° ' ;

Da die Revision somit nicht statthaft ist, mußte sie nach
5 169 SGG als unzulässig verworfen werden°

Die Kostencntscheidung beruht auf entsprechender Anwendung

des S 193 SGG° \
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